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Die Helden rütteln am Mast
Odysseus ließ sich an den Mast seines
Schiffes binden, um dem Lockruf des
Weiblichen nicht zu erliegen. Zu einer
ähnlichen List wider die eigene Schwäche
griffen die Staats- und Regierungschefs
bei der Einführung des Euro als Gemein-
schaftswährung für die Europäische
Union. Um die Stabilität des Euro nicht

durch die Fiskalpolitik zu gefährden, einigten sie sich auf ei-
nen finanzwirtschaftlichen Stabilitätspakt. Damit verpflichten
sich die Regierungen zu einer Politik des ausgeglichenen
Haushalts. Nur in Phasen einer Rezession sind Defizite bis zur
Höhe von drei Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts
erlaubt.

Schon nach kurzer Zeit zeigt sich, dass der Politik diese Re-
gelbindung lästig ist. Nicht nur in Deutschland ist die Versu-
chung allgegenwärtig, aufkommende Spannungen im sozialen
Gefüge mit öffentlichem Geld kurieren zu wollen: Die meisten
Subventionen sind aus diesem Politikverständnis heraus ent-
standen. Die Gegenbuchung eines solchen, in allen Demokra-
tien anzutreffenden Politikverständnisses ist in den öffent-
lichen Haushalten zu besichtigen: festgefahrene Haushaltspo-
sitionen blockieren die Finanzierung wichtiger Zukunftsaufga-
ben, Geld fehlt allen Ressorts – egal, wie hoch die Steuern sind –,
Defizite gehören trotz anderslautender Schwüre zum Arbeits-
alltag der meisten Finanzminister. 

Der Stabilitätspakt ist unter Politikern schon nach wenigen
Jahren in den Ruf geraten, eine dem Politischen nicht gemäße
Fessel zu sein. Politik brauche Spielräume für die Gestaltung
des Unvorhersehbaren. Gründe, die Regeln des Stabilitätspak-
tes „ausnahmsweise“, „vorübergehend“ oder „kurzfristig“ zu
suspendieren, finden sich leicht. Auch die Europäische Kom-
mission ist sich nicht immer klar darüber, wie strikt sie denn
nun auf der Einhaltung des Paktes bestehen soll. Man sollte
nicht darauf wetten, dass die vereinbarte Selbstbindung der eu-
ropäischen Regierungen noch lange hält. Die Helden rütteln am
Mast.

Hans D. Barbier

Steigende Arbeitskosten

Die Arbeitskosten je Stunde,
die ein Unternehmen zu zah-
len hat, bestehen aus dem
Stundenlohn für den Beschäf-
tigten und den anteilig ver-
rechneten Personalzusatzkos-
ten – Arbeitgeberanteil an
den Sozialversicherungen,
Urlaubs- und Krankengeld,
Prämien, etc. Für ein Unter-
nehmen ist die Gesamtsum-
me wichtig: Je höher die Ar-
beitskosten, umso teurer ist
die Produktion.

2002 kostete eine Arbeits-
stunde in Deutschland durch-
schnittlich 24,79 _ (verarbei-
tende Industrie). Nur in Däne-
mark mussten Unternehmer
mehr zahlen. Dort wurde eine
Stunde Arbeit mit 25,03 _

veranschlagt. In anderen eu-
ropäischen Staaten ließ sich
günstiger produzieren. In Lu-
xemburg schlug die Arbeits-
stunde mit 21,11 _ zu Buche,
in Frankreich mit 18,92 _

und in Portugal sogar nur mit
6,75 _. Deutliche Unterschie-
de bestanden auch zwischen
den alten und den neuen
Bundesländern. 

Im laufenden Jahr werden
die Arbeitskosten steigen. Ne-
ben den Tariflohnerhöhungen
in diesem Frühjahr erhöhten
sich zum 1. Januar 2003 die
Beiträge zur Renten- (von 19,1
auf 19,5 Prozent) und zur
Krankenversicherung (von
13,6 auf 14,3 Prozent).

www.iwkoeln.de
www.mummert.de
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Gesetzesflut

Wer in Deutschland lebt,
muss derzeit rund 2 150
Bundesgesetze und 3 130
Rechtsverordnungen beach-
ten. Zusätzlich existieren
Hunderte Landesgesetze und
-verordnungen sowie kommu-
nale Satzungen. Die Europäi-
sche Union hat ihr Recht auf
mittlerweile 105 000 Seiten
niedergeschrieben. Der Bür-
ger überschaut die Masse der
Gesetze und Verordnungen
längst nicht mehr, und viele
verstehen einen großen Teil
der Regelungen nicht.

Selbst die mit dem Vollzug
betrauten Ämter können mit
der Regelungswut des Staates
kaum Schritt halten. Das be-
legt die steigende Zahl der
Prozesse vor den Verwaltungs-
gerichten. Laut Auskunft des
Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes sind die Ver-
fahren – ohne Asylverfah- �

Arbeitskosten
in  E

Deutschland (West) 26,16

Dänemark 25,03

Schweiz 24,96

USA 22,99

Japan 22,22

Luxemburg 21,11

Großbritannien 19,23

Frankreich 18,92

Deutschland (Ost) 16,86

Italien 15,92

Spanien 14,68

Portugal 6,75

Quelle: Mummert Consulting; IW Köln

http://www.iwkoeln.de
http://www.mummert.de


Anfang Februar 2003 sagte
Bundesfinanzminister Hans
Eichel, Deutschland sei dem
Stabilitätspakt unbedingt ver-
pflichtet: „Wer da ausbricht,
der richtet unermesslichen
Schaden am Prozess der eu-
ropäischen Einigung und an
der gemeinsamen Währung
an“. Inzwischen hört man an-
dere Töne. Jetzt heißt es, der
Stabilitätspakt müsse neu
interpretiert werden. 

Die Bundesregierung läuft
Gefahr, eine unselige Tradi-
tion fortzusetzen. Lediglich in
den ersten Jahren der
Bundesrepublik wurden dank
solider Politik Haushaltsüber-
schüsse erwirtschaftet, weil
der Staat weniger Geld aus-
gab, als er ein einnahm.
Schon in der zweiten Hälfte
der fünfziger Jahre ließ die
Haushaltsdisziplin nach. Für
den Zeitraum 1949 bis 1966
summierten sich die Schul-
den von Bund, Ländern und
Gemeinden auf rund 45 Milli-
arden _ (1,00 _ entspricht
1,95583 DM). Bis 1976 hatte
sich die Schuldensumme auf
knapp 150 Milliarden _ ver-
dreifacht, und das Schulden-
machen ging munter weiter. 

1982, bei einem Schulden-
stand von rund 315 Milliar-
den _, wollte die neue Regie-
rung unter Bundeskanzler
Helmut Kohl die Fahrt in den
Schuldenstaat stoppen. 1989,
am Ende der Amtszeit von
Gerhard Stoltenberg – damals
verantwortlich für die Staats-
finanzen – standen neue

Schulden in Höhe von rund
75 Milliarden _.

1989 kam die deutsche Ein-
heit. Sie wurde mit Krediten
finanziert. Die Verschuldung
explodierte: Knapp 430 Milli-
arden _ neue Schulden mar-
kierten 1998 das Ende der
Amtszeit von Bundesfinanz-
minister Theo Waigel. 

Explodierende Schulden 
1998, beim Regierungswech-
sel,  wies das Schuldenkonto
von Bund, Ländern und Ge-
meinden gut 1,1 Billionen _

aus. Nach fünf Regierungs-
jahren von Bundeskanzler
Gerhard Schröder sind weite-
re 140 Milliarden _ dazuge-
kommen. Jeden fünften Steu-
er-Euro muss Hans Eichel in-
zwischen für Zinszahlungen
ausgeben. Das sind im Jahr
etwa 40 Milliarden _, rund
110 Millionen _ pro Tag,
knapp 4,6 Millionen _ pro
Stunde. Aber auch dieses Jahr
macht der Bundesfinanzmi-
nister wieder neue Schulden:
rund 19 Milliarden _ hat er
laut Bundeshaushalt geplant.

Hohe oder steigende Defizi-
te im Staatshaushalt sind aus
mehreren Gründen abzuleh-
nen: Wenn der Finanzminis-
ter Geld auf dem Kapital-
markt leiht, steigen die Zin-
sen. Private Investitionen
werden dadurch teurer, die
höheren Zinsen gehen in die
Kalkulation der Unterneh-
men ein und verteuern die
Produkte – die Preise steigen.
Staatsverschuldung bedeutet

zudem, dass an Stelle privater
Investoren der Staat aktiv
wird: Der Staat entscheidet,
wofür Investitionsmittel ein-
gesetzt werden. Zum Dritten
führt der explosiv steigende
Schuldendienst zu höheren
Steuern und Abgaben, um die
wachsende Schuldenlast fi-
nanzieren zu können. Außer-
dem haben  Staatsschulden
unerwünschte Verteilungs-
wirkungen innerhalb der Ge-
nerationen: Die Schulden von
heute müssen in der Zukunft
zurückgezahlt werden.

Schuldenabbau dagegen
würde bedeuten, dass künfti-
ge Belastungen durch Steuern
und Abgaben sinken. Private
Haushalte und Unternehmer
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Ein Stabilitätspakt für Europa
1,24 Billionen _ Schulden haben Bund, Länder und Gemeinden in Deutschland aufgetürmt.
Dafür könnten fünf Millionen Einfamilienhäuser gebaut werden. Der europäische Stabili-
tätspakt verpflichtet dazu, der Politik auf Pump ein Ende zu machen.

ren – von 88 500 im Jahr 1995
auf mittlerweile rund 150 000
gestiegen, eine Zunahme von
mehr als 60 Prozent. 
www.dstgb.de

Nutzlose Gutscheine

Um mehr Bewegung in den
Arbeitsmarkt zu bringen,
führte die Bundesanstalt für
Arbeit zum 1. April 2002 den
so genannten Vermittlungs-
gutschein ein. Arbeitslose
können seitdem nach drei Mo-
naten ohne Beschäftigung ei-
nen Schein bekommen und
sich damit an einen privaten
Arbeitsvermittler wenden. Der
Gutschein kann einmal im
Vierteljahr beim Arbeitsamt
abgeholt oder formlos per
Fax, E-Mail, Telefon oder Brief 
angefordert werden. Bis Fe-
bruar 2003 gaben die Arbeits-
ämter bundesweit 258 637
Vermittlungsgutscheine aus,
davon wurden 18 121 einge-
löst. Das heißt, rund 240 500
Gutscheine blieben ungenutzt.

Zahlreiche Gründe sollen
für die niedrigen Rücklauf-
zahlen verantwortlich sein:
Die Arbeitsämter gehen un-
terschiedlich großzügig mit
den Gutscheinen um. Die Ar-
beitslosen haben Probleme,
verlässliche private Arbeits-
vermittler zu finden. Die pri-
vaten Arbeitsvermittler wie-
derum beklagen, dass ihre
Vermittlungshonorare – Mini-
mum 1 500 _, Maximum
2 500 _ – zu niedrig sind.
Möglicherweise ist der Grund
viel banaler: Wenn keine Ar-
beitsplätze entstehen, nützt
die bestgemeinte Vermitt-
lungsoffensive nichts.
www1.arbeitsamt.de/hst/services/statis-
tik/detail/a.html

Etatsaldo 2002
in Prozent des BIP 

Finnland 3,6

Dänemark 2,0

Schweden 1,4

Luxemburg 0,5

Spanien 0,0

Belgien -0,1

Niederlande -0,8

Irland -1,0

Großbritannien -1,1

Griechenland -1,3

Österreich -1,8

Italien -2,4

Frankreich -3,1

Portugal -3,4

Deutschland -3,7

EU gesamt -1,9

Euro-Zone -2,3

USA -3,2

Japan -8,0

Quelle: EU-Kommission; OECD

http://www.dstgb.de
http://www1.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/a.html


„Wer sich in schlechten Zeiten den Staat ins Boot holt,
wird ihn in guten Zeiten kaum mehr
vom Steuer verdrängen können.“
Walter Scheel, ehem. Außenminister und Alt-Bundespräsident

hätten mehr Geld für eigene
Zwecke, das Konsum- und In-
vestitionsklima würde sich
verbessern. 

Doch alle Versuche, die
Verschuldung nur zu stoppen,
sind bislang gescheitert. Die
vorerst letzte Hoffnung auf ei-
ne Umkehr ruhten auf dem
EU-Stabilitätspakt. Der Pakt
wurde für die dritte Stufe der
Wirtschafts- und Währungs-
union ausgehandelt und soll-
te sicherstellen, dass die Mit-
gliedstaaten der EU auch
nach Einführung des Euro ih-
re Bemühungen um Haus-
haltsdisziplin fortsetzen. Auf
Drängen des damaligen
Bundesfinanzministers Theo
Waigel wurde am 17. Juni
1997 in Amsterdam die „Ent-
schließung des Europäischen
Rates über den Stabilitäts-
und Wachstumspakt“ verab-
schiedet.

Die Bedeutung der
Haushaltsdisziplin
Der Pakt schließt an den Ver-
trag von Maastricht an, der
die Kriterien für den Beitritt
zur europäischen Währungs-
union festlegte. Die im Ver-
trag von Maastricht fixierten
Obergrenzen gelten dauer-
haft: Die Inflationsrate darf
nicht mehr als zwei Prozent
über dem Durchschnitt der
drei preisstabilsten Länder
liegen. Die Gesamtverschul-
dung eines Landes darf 60
Prozent des Bruttoinlands-
produktes (BIP) nicht über-
steigen. Die Neuverschuldung
darf maximal drei Prozent
des BIP betragen.

Die Mitgliedsstaaten haben
sich aber nicht nur dazu ver-
pflichtet, die Grenzen einzu-
halten. Sie haben im Stabili-
tätspakt vielmehr vereinbart,

„das mittelfristige Haushalts-
ziel eines nahezu ausgegli-
chenen oder einen Über-
schuss aufweisenden Haus-
halts einzuhalten.“ 

Die Abmachungen zur Ver-
schuldungsobergrenze verfol-
gen zwei Ziele: Zum einen
wird eine strenge Haushalts-
disziplin als Voraussetzung
für einen stabilen Euro ange-
sehen. Halten sich die Staaten
mit ihren Ausgaben zurück,
entfällt der Druck auf die Eu-
ropäische Zentralbank, mehr
Geld zur Verfügung zu stel-
len, als mit inflationsfreiem
Wachstum vereinbar ist. Zum
anderen geht es darum, dau-
erhaft solide Staatsfinanzen
durchzusetzen. Die Verschul-
dungsobergrenzen sollen ver-
hindern, dass ein Land mit
sorgloser Haushaltsführung
auf dem größeren Kapital-
markt der Währungsunion
seine Schulden auf Kosten
der anderen Mitgliedsstaaten
finanziert: Ein Land, das sich
undiszipliniert verhält, würde
durch niedrige Zinsen Vortei-
le aus dem stabilitätskonfor-
men Verhalten der anderen
Staaten ziehen. 

Der Stabilitätspakt sieht
Sanktionen vor, sollte ein EU-
Mitglied nichts unternehmen,
um sein Haushaltsdefizit ab-
zubauen. Durch nationale
Stabilitätsprogramme sollen
die Vorgaben des Paktes in
den Ländern der Euro-Zone
umgesetzt werden. EU-Mit-
glieder, die den Euro noch
nicht als gemeinsame Wäh-
rung haben, müssen ein Kon-
vergenzprogramm vorlegen.
Alle EU-Länder sind zur jähr-
lichen Vorlage der Program-
me verpflichtet, die den Weg
zum Haushaltsausgleich be-
schreiben. Außerdem muss

die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung des jeweiligen
Landes dargelegt werden. Die
EU-Kommission und der Rat
der Wirtschafts- und Finanz-
minister – der so genannte
ECOFIN-Rat – prüfen, ob die
Programme dem Ziel dienen,
ausgeglichene Staatshaushal-
te herbeizuführen und Defizi-
te zu vermeiden.

Budgetausgleich in
weiter Ferne
Die erhoffte Kehrtwende in
der Finanzpolitik blieb jedoch
aus. Die Haushalte sollten ur-
sprünglich 2002 ausgegli-
chen sein, dann wurde der
Ausgleich für das Jahr 2004
anvisiert. Nachdem Portugal,
Deutschland und Frankreich
die Vorgaben des Stabilitäts-
paktes im vergangenen Jahr
nicht eingehalten haben, wur-
de auch dieses Datum ge-
kippt. Im September 2002
schlug die EU-Kommission
vor, die Haushalte im Jahr
2006 auszugleichen. 

Mittlerweile ist eine Dis-
kussion über die „richtige“
Interpretation und Anwen-
dung des Paktes entbrannt.
Vor allem Politiker aus
Deutschland, Frankreich und
Italien fordern mehr oder we-
niger offen, den Stabilitäts-
pakt zu modifizieren. Vor al-
lem geht es darum, die Höhe
des Staatsdefizits „herunter-
zurechnen“. Die Argumente
sind unter anderem:
� Bundeskanzler Gerhard
Schröder hat darauf hinge-
wiesen, dass Deutschland als
größter Nettozahler ein Vier-
tel des EU-Haushaltes finan-
ziere. Er fordert deshalb, die
EU-Beiträge beim Schulden-
stand anzurechnen. Dieses
Geld fehle ihm zur Finanzie-

rung der Wirtschaftspolitik
im eigenen Land.
� Stabile Preise zeigen, dass
die Wirtschaftspolitik einer
Regierung vertrauenswürdig
ist. Deshalb könne einem
Land mit niedriger Inflations-
rate ohne weiteres Spielraum
für mehr Schulden einge-
räumt werden.
� In EU-Ländern mit be-
sonders vielen Arbeitslosen
muss der Staat investieren.
Dort müssten also höhere
Schulden erlaubt sein.

Momentan ist die Zukunft
des Stabilitätspaktes sehr un-
sicher. Auf der Frühjahrsta-
gung des Europäischen Rates
am 20. und 21. März 2003 in
Brüssel haben die 15 Staats-
und Regierungschefs zwar ge-
sagt, es bestehe „weder Be-
darf für Änderungen am (EU)-
Vertrag oder am Stabilitäts-
pakt noch dafür, neue Haus-
haltsziele oder -regeln einzu-
führen.“ Aber sie haben auch
gesagt, dass im Lichte der Er-
fahrungen der vergangenen
vier Jahre ein pragmatischer
Ansatz zu wählen sei und bei
Einhaltung der Pakt-Regeln
spezifische Situationen zu be-
rücksichtigen wären. Nach
überzeugender Konsolidie-
rungspolitik klingt das nicht.

Dass sich der Pakt einhal-
ten lässt, zeigen inzwischen
acht von zwölf Ländern der
Euro-Zone. Sie haben den
Haushaltsausgleich geschafft,
und sie haben dabei große
Fortschritte erzielt. Diese
Länder weisen ein überdurch-
schnittliches Wirtschafts-
wachstum aus. Demnach liegt
das Problem nicht beim Stabi-
litätspakt, sondern bei den
Regierungen, die ihre Wirt-
schaftspolitik nicht im Griff
haben.



auf 14,32 Prozent angehoben
worden. Da dürfte es kaum
überraschen, dass 78 Prozent

der gesetzlich Krankenversi-
cherten laut Meinungsfor-
schungsinstitut Emnid über-
zeugt sind: Das Gesundheits-
system wird sich weiter ver-
schlechtern.

Geldwertstabilität 
Die Talfahrt der Aktienkurse
hat in der Euro-Zone Börsen-
werte in Milliardenhöhe ver-
nichtet. Vom Höchststand im
August 2000 mit knapp 6 000

Impressum:
Herausgeber: Ludwig-Erhard-Stiftung · Johanniterstrasse 8 · 53113 Bonn
Telefon 0228/5 39 88-0 · Telefax 0228/5 39 88-49
Redaktion: Andreas Schirmer · Fotos: dpa
Druck und Herstellung: Druckerei Gerhards GmbH, Bonn-Beuel
erscheint monatlich · www.ludwig-erhard-stiftung.de

Vollbeschäftigung
Die Bundesregierung ver-
sucht seit fünf Jahren, die Ju-
gendarbeitslosigkeit in den
Griff zu bekommen. Allen Be-
mühungen zum Trotz steigt
die Arbeitslosenquote bei den
unter 25-Jährigen aber weiter
an. Im Februar 2002 waren
580 000 Männer und Frauen
unter 25 arbeitslos – eine
Quote von 11,2 Prozent.

Vor allem der Anteil der
Männer an den jungen Ar-
beitslosen nimmt permanent
zu. Während 1992 rund 51
Prozent der jungen Arbeitslo-
sen männlich waren, lag die

„Wir müssen wieder lernen, was Liebe ist.
Da kann der Staat helfen.“
Renate Schmidt, Bundesministerin für Familien, Senioren, Frauen und Jugend
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Die Soziale Marktwirtschaft im März 2003
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung rea-
lisiert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten.
Wie es um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die
Ludwig-Erhard-Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet
Monat für Monat einen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen
Marktwirtschaft ergeben: Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 
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Zahl im vergangenen Jahr bei
62,5 Prozent. 

Hauptgrund für diesen An-
stieg ist: Die jungen Männer
sind stärker vom Struktur-
wandel auf dem Arbeitsmarkt
betroffen, weil Arbeits- und
Ausbildungsplätze im produ-
zierenden Sektor wegfallen.
Neue Arbeitsplätze entstehen
dagegen vor allem im von
Frauen dominierten Dienst-
leistungssektor.

Eigenverantwortung
Die Defizit der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV)
war 2002 höher als befürch-
tet. Insgesamt klaffte zwi-
schen Einnahmen und Ausga-
ben eine Lücke von fast drei
Milliarden _. Ursachen für
das dicke Minus waren sin-
kende Einnahmen infolge der
Wirtschaftsflaute, steigende
Ausgaben für Arzneimittel
und Krankenhausversorgung
sowie höhere Verwaltungs-
ausgaben der Krankenversi-
cherungen. 

Bezahlen müssen das Defi-
zit alle gesetzlich Versicher-
ten durch höhere Beiträge.
Der Durchschnittsbeitrag ist
zum 1. Januar 2002 von 13,6

Milliarden _ fielen die Ak-
tienwerte bis Dezember 2002
auf rund 3 400 Milliarden _.
Der drastische Verfall bremst
die Wirtschaft doppelt. Zum
einen fallen Aktien als Quel-
le für die Unternehmensfi-
nanzierung aus. Zum ande-
ren spüren die privaten Haus-
halte den Vermögensverlust,
gleich ob sie direkt oder indi-
rekt – etwa über Lebensversi-
cherungen oder Fonds – Ak-
tien besitzen. Der Kursverfall
macht sie ärmer und schmä-
lert ihre Kaufkraft.

http://www.ludwig-erhard-stiftung.de

